
(Beifall bei der SPD und den Allianzfraktionen)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Meine Damen und Herren! Die Aussprache ist damit been­
det. Wir kommen zur Abstimmung. Das Präsidium schlägt vor, 
den Gesetzentwurf des Ministerrates auf Drucksache Nr. 133 zu 
überweisen zur federführenden Beratung an den Finanzaus­
schuß, zur Mitberatung an den Haushaltsausschuß sowie an 
den Ausschuß für Ernährung, Land- und Forstwirtschaft.

Wer mit diesem Überweisungsvorschlag einverstanden ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. Das ist die 
Mehrheit. Damit ist die Überweisung so beschlossen.

Wir wechseln jetzt in der Tagungsleitung.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Und kommen, wie man sich leicht denken kann, zum Tages­
ordnungspunkt 15:

Wahl des von der Opposition vorgeschlagenen 
Kandidaten für den Verwaltungsrat der Treu­
handanstalt

Das Präsidium schlägt Ihnen jetzt vor, daß wir zunächst dar­
über abstimmen, ob wir im Unterschied - will ich zunächst sa­
gen - zu unseren bisherigen Vereinbarungen noch einen drit­
ten Wahlgang über den Kandidaten Nooke machen. Dieses tun 
wir im Wissen darum, daß in jedem Fall die Treuhandgesell­
schaft arbeitsfähig werden muß, weil sonst unserem Land ein 
großer Schaden entsteht und weil es offenbar trotz vieler Ver­
mittlungsversuche nicht möglich gewesen ist, daß die Opposi­
tion einen anderen Kandidaten vorgeschlagen hat.

Dies wäre die erste Frage, die ich zur Abstimmung stelle. 
Wenn diese Frage bejaht wird, dann ist es natürlich, wie das so 
bei wiederholten Wahlgängen der Fall ist, daß man sich darauf 
einigt, daß die Mehrheit, die einfache Mehrheit reicht; d. h. 
also, wenn der Kandidat mehr Ja- als Nein-Stimmen hat, ist er 
gewählt. Das wäre dann die zweite Abstimmung. Würde das 
auch bejaht werden, dann würden wir mit dem dritten Wahl­
gang beginnen. Gibt es dazu Fragen? - Das ist nicht der Fall.

Dann frage ich Sie: Wer ist bereit, noch einmal einen dritten 
Wahlgang über den von der Opposition vorgeschlagenen Kan­
didaten Nooke zu machen? Ich bitte diejenigen um das Hand­
zeichen. - Danke schön. Das ist eindeutig die Mehrheit.

Wer ist dafür, daß für diesen dritten Wahlgang die Mehrheit 
der Ja-Stimmen für die Wahl dieses Kandidaten ausreicht? 
Denjenigen bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. 
Auch das ist eindeutig die Mehrheit. Wer ist gegen diese Mehr­
heit? - Es sind vier Stimmen. Wer enthält sich der Stimme? - 
Bei einigen Enthaltungen und vier Gegenstimmen ist das so­
mit mit Mehrheit beschlossen.

Damit können wir noch einmal zur Wahl kommen. Die Wahl­
zettel sind vorbereitet mit dem Namen, mit dem Ja, mit dem 
Nein und mit der Enthaltung.

Der Wahlgang beginnt jetzt und ist hoffentlich zügig in einer 
Viertelstunde abgeschlossen.

(Unterbrechung der Sitzung - Wahlhandlung)
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 13:

Antrag der Fraktion der DSU 
betreffend Steuererleichterungen 
für mittelständische Betriebe 
nach der Währungsumstellung 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 139)

Ich bitte den Vertreter der Fraktion der DSU, den Abgeordne­
ten Schmiele, um die Begründung des Antrages.

Dr. Schmiele für die Fraktion der DSU:
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Trotz der fortge­

schrittenen Zeit denke ich, daß es noch andere Probleme hier 
im Lande gibt, die einer Aufmerksamkeit bedürfen. In immer 
größer werdender Zahl wurde unsere Fraktion in den letzten

Tagen und Wochen mit Informationen, man könnte fast sagen: 
Klagen aus den betroffenen Kreisen, überhäuft, daß die größe­
ren Betriebe keine Aufträge mehr vergeben, schlimmer noch, 
sogar die bereits erteilten werden kurzfristig wieder storniert. 
Daraus aber folgt, daß der überwiegend zuliefernde Mittelstand 
- Handwerk als auch Industrie - ohne nennenswerte Auftrags­
polster die Umstellungsphase von Plan- zu Markwirtschaft 
geht.

Es kann jedoch nicht sein, daß die im Staatsvertrag ange­
dachte, ja sogar geforderte Funktion dieses wesentlichen Pfei­
lers der Wirtschaft schon in Frage gestellt sein soll, bevor die in 
ihn gesetzten Hoffnungen auch nur ansatzweise zum Tragen 
kommen konnten. Die angedachte beschäftigungspolitisch und 
realistische Aufgabe des Mittelstandes, durch seine schnellere 
Reaktionszeit auf Marktgegebenheiten die zu erwartenden und 
teilweise ja bedauerlicherweise auch bereits vorhandenen Ar­
beitslosen aus zu schließenden VEB in nicht unerheblichen Tei-' 
len aufzunehmen, würde damit bereits im Ansatz zunichte ge­
macht.

Mit der Gewährung eines einmaligen Steuerfreibetrages im 
Jahre 1990 für die Einrichtung eines neuen bzw. zusätzlichen 
Arbeitsplatzes würden Investitionsmittel marktwirksam wer­
den können, die auf vielen Ebenen der Wirtschaft Eigendyna­
mik entwickeln und so zur Überwindung des Umstellungsef­
fekts beitragen könnten.

Die Fraktion der DSU regt eine Prüfung nach Punkt 1 des An­
trages deshalb an, weil hier die Verträglichkeit der beantragten 
Maßnahme mit Sinn und Buchstabe des Staatsvertrages, bei- —' 
spielsweise Artikel 11 und 14, zu gewährleisten ist.

Da wir - und ich beziehe mich hier als Bürger ausdrücklich 
mit ein - durch die wirtschaftliche Gesamtsituation alles an­
dere als Zeit haben, bittet die DSU-Fraktion Sie, die Mitglieder 
dieses Hohen Hauses, den Ihnen vorliegenden Antrag - Druck­
sache Nr. 139 - hier und heute zu beschließen, dies um so mehr, 
als Sinn und Inhalt unseres Antrages über jede Art von partei­
taktischem Kalkül liegen. Der Vorschlag ist nicht in seiner Voll­
ständigkeit zu bewerten. Er soll Anregung sein, weitere Wirt­
schaftsförderungsmaßnahmen für den Mittelstand zu erden­
ken und durchzusetzen, weil wir wirklich der Auffassung sind, 
daß hier schnellstens Handlungsbedarf ist. - Ich danke Ihnen.

(Beifall, vor allem bei DSU und CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. - Das Präsidium hat - auch im Wissen um die 
Bitte, daß das jetzt hier sofort beschlossen werden soll - die 
Überweisung vorgeschlagen. Ich nehme an, davon ausgehend 
haben die Redner, die uns zunächst gemeldet waren, auf die 
Wortmeldung verzichtet, um die Diskussion in den Ausschüs­
sen vorzubereiten. Ich stimme jetzt also darüber ab: Wer dem 
zustimmt, daß dieser Antrag der Fraktion der DSU, verzeichnet 
auf Drucksache Nr. 139, federführend an den Finanzausschuß 
und zur Mitberatung an den Haushaltsausschuß und an den 
Wirtschaftsausschuß überwiesen wird, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Danke schön. Die Mehrheit. Wer ist dagegen? - 
Wer enthält sich der Stimme? - Bei wenigen Stimmenthaltun­
gen ist das so beschlossen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 14:

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne 
Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes über die 
Selbstverwaltung der Gemeinden und Land­
kreise in der DDR (Kommunalverfassung) vom
17. Mai 1990 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 142)

Ich bitte den Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Grüne, den Ab­
geordneten Reichelt, zur Begründung das Wort zu nehmen.

Dr. Reichelt für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Die 

Gemeinden und Kreise in der DDR befinden sich in der Über­
gangszeit der Herausbildung demokratischer Verhältnisse. Die
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